Am 18.September fanden sich im Haus der Freizeit in Potsdam auf Einladung des Verbandes Sonderpädagogik (vds) des Landes Brandenburg  ca. 35 Interessierte zum Runden Tisch 
„Inklusion braucht Professionalität – Teilhabe gemeinsam gestalten“ zusammen, um sich mit der konkreten Umsetzung des Menschenrechts auf inklusive Bildung in unserem Bundesland zu beschäftigen.

Neben vds-Mitgliedern und Lehrern verschiedener Schulformen waren Vertreter aus Politik und Wissenschaft gekommen.

Im Podium hatte Platz genommen:

Herr Jungkamp

, Staatsekretär im Bildungsministerium

Herr Krause

, Vorsitzender des Bildungsausschusses im Landtag

Herr Müller

, Universität Potsdam

Herr Häschel

, Behindertenbeauftragter der Stadt Potsdam

Frau Dr. Salzberg-Ludwig, Vorsitzende des vds Verband Sonderpädagogik LV Brandenburg

Herr Fuchs

, GEW- Vorsitzender Brandenburg

Frau Brückner

, Vorsitzende des Landeselternrates

Moderiert wurde die Veranstaltung von Herrn Dieter Schneider, Journalist bei Antenne Brandenburg.
Die Vorsitzende des Landeselternrates machte zu Beginn der Veranstaltung deutlich, dass die derzeitige Situation in der Bildungslandschaft Brandenburgs durch einen Vertrauensverlust von Eltern in die Bildung gekennzeichnet ist.  Statt Förderunterricht werden die Stunden für Vertretungen benötigt, da in vielen Schulen hohe Krankenstände sind. Aus der Sicht von Frau Brückner kann die Diskussion nicht die Abschaffung von Förderschulen zum Ziel haben. Herr Häschel hob das Wahlrecht von Eltern hervor. Die Eltern sollten die Schulen wählen können, wo sie für ihre Kinder die bestmögliche Förderung bekommen. Frau Dr. Salzberg-Ludwig verwies darauf, dass im Land das Fachpersonal für eine adäquate Förderung fehle. Es gibt zu wenig Sonderpädagogen und einen hohen Aus-, Fort- und Weiterbildungsbedarf.
Herr Fuchs warnte davor, den Inklusionsansatz falsch zu interpretieren. Es gehe in der Diskussion nicht allein um die Integration behinderter Menschen. Aus Sicht der GEW müssen die Aufgaben von Sonderpädagogen in einem System inklusiver Bildung neu bestimmt werden. Es muss auch über vergleichbare Arbeitsbedingungen in den Bildungsgängen gesprochen werden (Arbeitsumfang, Bezahlung).

Herr Jungkamp vom MBJS forderte eine behutsame Diskussion. Es sei eine ganz neue Ausrichtung der Regelschulen notwendig und die sei nur in einem Prozess erreichbar, der von Ausbildungsoffensiven und inhaltlich-organisatorischen Diskussionen gekennzeichnet sein müsse. Es seien Mut- und Visionsfähigkeit gefragt. Die beiden wichtigen Aspekte der KMK-Empfehlungen Individualisierung und Intensivierung müssten in Zukunft in gleichem Maße umgesetzt werden. Dafür würden aber die derzeitigen Rahmenbedingungen mit bestehenden Parallelsystemen (Förderschule und Gemeinsamer Unterricht) nicht ausreichen.
Aus Sicht von Herrn Häschel müsse es im Land und in den Landkreisen/Kommunen Maßnahmepläne geben, die in kleinen Schritten Inklusion erlebbar machen.
Alle Podiumsmitglieder waren sich darin einig, dass der Lehreraus- fort und Weiterbildung die größte Bedeutung zukommt. Dafür müssen klare Signale von den Politikern ausgehen. Eine gute Entwicklung in Richtung inklusiver Bildung kann es nur geben, wenn professionelles Handeln im Umgang mit beeinträchtigten Menschen garantiert werden kann. Dafür müssen wir uns stark machen, In der anschließenden Diskussion wurde auf verschiedene Problembereiche eingegangen, wie zum Beispiel das Schaffen von Barrierefreiheit in den Schulen, die Unterstützung von Kindern mit Kommunikationsstörungen im gemeinsamen Unterricht, die Zusammenarbeit von pädagogischem und sonstigem Personal im gemeinsamen Unterricht, das Aufgabenprofil von Sonderpädagogen und das Werte- und Menschenbild bei angehenden Lehrern.
Herr Jungkamp fasste am Ende die wichtigsten Ergebnisse zusammen und versprach:

Er werde die inhaltliche Diskussion weiter begleiten!
Die Lehrerbildung müsse sich ändern! Sonderpädagogischen Inhalten muss ein breiterer Raum eingeräumt werden!

Eine grundständige Ausbildung im Bereich Sonderpädagogik komme noch in dieser Legislaturperiode!

Die Diskussion um Schulabschlüsse muss weiter geführt werden!
Es muss einen Paradigmenwechsel in der Schulstruktur im Land geben! Hier sei ein parteiübergreifender Konsens notwendig!

Es werde mehr Lernzeit notwendig sein. Der Grundbildung sind andere Aufgaben unterzuordnen!

Insgesamt wurde das Ziel der Veranstaltung erreicht. Wir wollten eine Diskussion anschieben und selbst als Fachverband unsere wichtigsten Positionen verdeutlichen. Wir rufen alle Mitglieder, aber auch interessierte Kolleginnen und Kollegen auf, uns bei dieser Arbeit in den nächsten Jahren zu unterstützen!
Im Namen des Vorstandes
Dr. Uwe Plenzke
